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Problem Die Sanierung von kommunalen Straßen ist in der guten Haushaltslage vieler

Kommunen nach langen Jahren wieder in den Fokus gerückt. Dadurch werden an vielen

Stellen Baumaßnahmen vorgenommen, die zur Heranziehung der Anlieger entsprechend

der örtlichen Straßenbeitragssatzung führen. Neben der steigenden Zahl der

Straßensanierungen sind auch die Baukosten in den vergangenen Jahren stark

angestiegen, sodass die Belastungen der Bürger entsprechend stark angestiegen sind,

sogar oftmals zu sozialen Härtefällen führen. Gerade im ländlichen Raum widersprechen

die erhobenen Straßenbeiträge allzu oft den Zielen der Dorfkernentwicklung, wenn sie die

Belastungen für renovierungsaufwendige Gebäude zusätzlich in die Höhe treiben.

Darüber hinaus wurde in den vergangenen Jahren durch die Erlasse der Landesregierung

der Handlungsspielraum für die Kommunen, selbst zu entscheiden, wie und ob sie

Straßenbeitragssatzungen erlassen, weitgehend eingeschränkt. Die Kommunalaufsichten

verlangen die Erhebung von Straßenbeiträgen und verknüpfen diese Forderung

regelmäßig mit der Haushaltsgenehmigung. Damit ist die kommunale Selbstverwaltung

stark reduziert und viele Kommunen werden gegen ihren Willen dazu gezwungen, eine

Straßenbeitragssatzung zu erlassen. [....] Hier der gesamte Gesetzentwurf

 

Die SPD unterstützt den Gesetzentwurf der FDP
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